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Dr. Wolfgang Müller | German Institute for Defence and Strategic Studies (GIDS) 

Die Wehrpflicht muss weg – im Arbeits-
sicherstellungsgesetz! 
Personalbedarfsdeckung im Spannungsfeld  
zwischen militärischer und ziviler Verteidigung 

1 Einführung 
Landesverteidigung – in enger Verzahnung mit der Bündnisverteidigung – wird in 
Deutschland als Gesamtverteidigung verstanden. Diese besteht aus der militärischen 
und der zivilen Verteidigung. Beide sind organisatorisch unabhängig voneinander, 
gleichrangig und denselben Zielen verpflichtet: dem Schutz des Territoriums und der 
Bevölkerung sowie dem Erhalt der (Grund-)Funktionen des Staates. 

Die militärische und die zivile Verteidigung sehen ihren jeweils eigenen Personal-
bedarf vor. Im Spannungs- und Verteidigungsfall entsteht aktuell ein möglicher Kon-
flikt: Es soll gemäß der Bedarfsplanung für die Streitkräfte einerseits ausreichend Per-
sonal für einen Dienst an der Waffe zur Verfügung stehen, andererseits müssen aber 
auch Dienstleistungen für den Bereich der zivilen Verteidigung sichergestellt werden. 
Da dies zur Zeit überwiegend über den Rückgriff auf denselben Personalpool von Wehr-
pflichtigen erfolgen soll, könnten bei der gegebenen Gesetzeslage die Leistungen im 
Bereich der zivilen Verteidigung gegebenenfalls nicht umfassend erfüllt werden, da eine 
Verwendung von Wehrpflichtigen im Bereich der zivilen Verteidigung lediglich nach-
rangig zur militärischen Verteidigung erfolgt. Verschärfend wirkt dabei, dass aufgrund 
der Aussetzung der Wehrpflicht keine Erfassung und Ausbildung weiteren Potenzials 
mehr erfolgt, der Personalpool sich aber auf der anderen Seite durch altersbedingte 
Zurruhesetzungen reduziert. 

Das vorliegende Statement zeigt potenzielle Änderungsmöglichkeiten auf, um vor 
allem der zivilen Verteidigung die benötigten Personalressourcen – in quantitativer wie 
qualitativer Hinsicht – möglichst umfassend für die Gesamtverteidigung zur Verfügung 
zu stellen. Dies erfolgt über eine Kurzanalyse, in der dargelegt werden soll, ob mit dem 
aktuell potenziell vorhandenen Personalpool eine hypothetisch vorgenommene Perso-
nalbedarfsplanung, vor allem in der zivilen Verteidigung, bedient werden könnte. Es 
handelt sich folgerichtig nicht um eine juristische Prüfung. Auch wird nicht die Diskus-
sion über die Wiedereinsetzung der Wehrpflicht oder die Einführung eines verpflichten-
den Dienstjahres getätigt. Vielmehr wird aus praktischen Gesichtspunkten eine Betrach-
tung der personellen Verfasstheit der zivilen Verteidigung im Spannungsfeld zur militä-
rischen Verteidigung vorgenommen, um für politische Entscheidungen Handlungsemp-
fehlungen zu geben. 
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2 Die konzeptionellen Grundlagen von Gesamtverteidi-
gung in der Landes- und Bündnisverteidigung Deutsch-
lands – eine Bestandsaufnahme 

Die ausschließliche Gesetzgebungskompetenz für die Verteidigung, einschließlich des 
Schutzes der Zivilbevölkerung, liegt beim Bund.1 Die weitere Planung erfolgt dann für 
die jeweiligen Fachaufgaben eigenverantwortlich in den entsprechenden Fachressorts. 
Die Verantwortung für die militärische Verteidigung liegt dabei beim Bundesministe-
rium der Verteidigung, während sich das Bundesministerium des Innern und für Heimat 
für die zivile Verteidigung verantwortlich zeigt. Die Rahmenrichtlinien für die Gesamt-
verteidigung (RRGV), die gerade aktualisiert worden sind,2 enthalten die konzeptionel-
len Vorgaben sowohl für die militärische wie auch die zivile Verteidigung: in der in-
zwischen außer Kraft gesetzten Konzeption der Bundeswehr, die teilweise in den Ver-
teidigungspolitischen Richtlinien (VPR) aufgegangen ist und teilweise in einer zukünf-
tigen Militärstrategie aufgehen wird, sowie in der Konzeption „Zivile Verteidigung“, 
die sich in der Überarbeitung befindet.3 Verteidigung wird, wie in den RRGV explizit 
erwähnt, nicht nur als eine gesamtstaatliche, sondern vielmehr als eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe verstanden: „Die Gesamtverteidigung erfordert zudem die Mitwir-
kung der gesamten Bevölkerung sowie der Wirtschaft.“4 

Das gleiche Verständnis von Verteidigung gilt für eine Bündnisverteidigung: „Das 
Prinzip der Gesamtverteidigung gilt in gleicher Weise im nationalen und europäischen 
Bereich wie in der gemeinsamen Bündnisverteidigung.“5 Die NATO fordert dazu in Art. 
3 des NATO-Vertrages: „in order more effectively to achieve the objectives of this 
Treaty, the Parties, separately and jointly, […] will maintain and develop their individual 
and collective capacity to resist armed attack.“ In der NATO-Ministerrichtlinie für die 
zivile Notfallplanung ist festgehalten: „Die zivile Vorsorge stellt dabei ein wesentliches 
Element der gesamten Abschreckungs- und Verteidigungspolitik der NATO dar“.6 Da-
her bedarf Resilienz nicht nur militärischer Anstrengungen, sondern sie wird vielmehr 
durch gesamtgesellschaftliche Maßnahmen komplementiert. Die NATO spricht hier von 
„civil preparedness“, welche durch drei Pfeiler gekennzeichnet ist: „Continuity of Gov-
ernment, continuity of essential services and civil support to military operations.“7 

Verteidigung in diesem Verständnis und mit dieser konzeptionellen Hinterlegung 
erfordert daher die Deckung der jeweiligen Personalbedarfe. Folglich sind die Grundla-
gen der Personalgewinnung und -zuweisung essentiell. 

 

──── 
1  Art. 73 Abs. 1 S. 1 GG. 
2  BMI 2024. 
3  Siehe Innenministerkonferenz 2022. 
4  RRGV Abschnitt I, Art. 1 S. 2. 
5  RRGV Abschnitt I, Art. 1 S. 3. 
6  NATO 1989. 
7  NATO 2023. 
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3 Aktueller Blick auf die Grundlage der Personalgestellung 
im Bereich der zivilen Verteidigung 

Ausgangspunkt für die Betrachtung sind die Grundlagen für die jeweilige Personalge-
stellung bzw. deren Einsatz. Für den Bereich der zivilen Verteidigung kommt das „Ge-
setz zur Sicherstellung von Arbeitsleistungen für Zwecke der Verteidigung einschließ-
lich des Schutzes der Zivilbevölkerung (Arbeitssicherstellungsgesetz/ASG)“ zur An-
wendung. Zu den Arbeitsleistungen für die zivile Verteidigung gehören beispielsweise 
die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung, die Bereitstellung von Leistungen im 
Bereich der Daseinsvorsorge, der Nahrungsmittelproduktion, des Transports, für den 
Bevölkerungsschutz, das Sanitätswesen etc.8 Anders ausgedrückt: „Was das Wehr-
pflichtgesetz für die militärische Verteidigung ist, das ist das Arbeitssicherstellungsge-
setz für die zivile Verteidigung.“9 

Die Annektierung der Krim wie auch der Angriffskrieg Russlands gegen die Ukra-
ine führen dazu, aktuell vorhandene Regelungen dahingehend zu überprüfen, ob sie wei-
terhin dem veränderten sicherheitspolitischen Umfeld gerecht werden. Mit Blick auf 
den Themenfokus ist bereits in der „Konzeption Zivile Verteidigung“ festgehalten: „Das 
Arbeitssicherstellungsgesetz sieht ausnahmsweise staatliche Verpflichtungsbefugnisse 
vor, wenn und soweit die für Zwecke der Verteidigung einschließlich des Zivilschutzes 
erforderlichen Arbeitsleistungen nicht auf der Grundlage der Freiwilligkeit sicherge-
stellt werden können. […] Die Verpflichtung von Männern ist dabei unter anderem an 
das Bestehen der Wehrpflicht gebunden. Im Gegensatz zu Männern dürfen Frauen nach 
Art. 12a Abs. 4 GG lediglich in ein Arbeitsverhältnis im zivilen Sanitäts- und Heilwesen 
sowie in der ortsfesten militärischen Lazarettorganisation verpflichtet werden. Es ist zu 
prüfen, inwieweit diese Regelungen noch sachgerecht sind.“10  

Die Nationale Sicherheitsstrategie der Bundesregierung von 2023 (NSS) zeigt 
ebenfalls einen Überprüfungsbedarf auf: „Die Bundesregierung wird zudem die Sicher-
stellungs- und Vorsorgegesetze überprüfen und, sofern erforderlich, Novellierungen o-
der Gesetzesinitiativen auf den Weg bringen.“11 Die VPR formulieren ähnliches: „Das 
bedeutet im Einzelnen, die Sicherstellungs- und Vorsorgegesetze in ihrer Anwendbar-
keit für eine zeitgemäße Landes- und Bündnisverteidigung anzupassen.“12 

Angesichts des veränderten sicherheitspolitischen Umfelds ist Handlungsbedarf 
geboten. Ein möglicher Anpassungsbedarf kann erst nach der Klärung der Frage erfol-
gen, ob das potenziell zur Verfügung stehende Personal ausreichen würde, um den er-
warteten (Mehr-)Bedarf im Bereich der zivilen Verteidigung zu decken. 

 

──── 
8  Vgl. dazu ausführlich: § 4 ASG. 
9  Erkens 2020: 221. 
10  Bundesministerium des Innern 2016: 59. 
11  Auswärtiges Amt 2023: 36. 
12  VPR: 14. 
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4 Potenziale zur Deckung des Personalbedarfs im Bereich 
der zivilen Verteidigung 

Aktuell speist sich das denkbar mögliche Potenzial für die Dienstleistungserbringung 
nicht-militärischer Art in den Organisationen und Unternehmen des Anwendungsbe-
reichs des ASG im Spannungs- und Verteidigungsfall aus folgenden Personengruppen: 

1. Beschäftigte (zwischen dem 18. Lebensjahr und der Regelaltersgrenze), die 
eine Beschränkung bei dem Recht zur Beendigung des Arbeitsverhältnisses er-
fahren, 

2. Wehrpflichtige, die nicht zum Wehr-, Ersatz- oder Zivildienst herangezogen 
worden sind, 

3. Frauen (zwischen dem 18. und 55. Lebensjahr) für die Bereiche des zivilen Sa-
nitäts- oder Heildienstes sowie der ortsfesten militärischen Lazarettorganisa-
tion. 

Die Möglichkeit, personelle Leistungen in Form von Werks-, Verpflegungs- und Ver-
kehrsleistungen nach dem Bundesleistungsgesetz13 durch juristische und natürliche Per-
sonen einzufordern, wird hier nicht weiter betrachtet, denn dieses Gesetz definiert ex-
plizit Werks- und keine Dienstleistungen, woraus kein planbarer Beitrag zum Aufwuchs 
eines Personalpools realisiert werden kann. 

Für die Betrachtung des Umfangs eines möglichen Personalpools sind die dafür in 
Betracht kommende Personengruppen dahingehend näher zu analysieren, welchen Teil-
beitrag sie zum Aufwuchs leisten könnten bzw. welche Einschränkungen anzutreffen 
sind. Bei dem Potenzial der Beschäftigten, die eine Beschränkung bei der Beendigung 
ihres Arbeitsverhältnisses erfahren können, gibt es keine Differenzierung hinsichtlich 
des Geschlechts und der Nationalität. Bei dem Potenzial der Frauen im Sanitäts- und 
Heildienst gibt es keine Festlegung hinsichtlich der Nationalität, so dass Frauen auslän-
discher Staatsbürgerschaft ebenfalls herangezogen werden könnten. Lediglich bei den 
Wehrpflichtigen ist festgelegt, dass es sich um wehrpflichtige Männer (Deutsche im 
Sinne des Grundgesetzes) handeln muss. Der Entwurf des Gesetzes über die Selbstbe-
stimmung in Bezug auf den Geschlechtseintrag sagt aus, dass im Spannungs- und Ver-
teidigungsfall auch all jene Personen zum Dienst herangezogen werden, deren Ände-
rung des Geschlechtseintrags in einem unmittelbaren zeitlichen Zusammenhang zur 
Ausrufung steht (zwei Monate davor).14 

Weiterhin ist gesetzlich festgelegt, dass alle nicht-wehrdienstfähigen Männer auch 
nicht dienstfähig für den Ersatz- oder Zivildienst sind.15 Es ist daher anzunehmen, dass 
sie damit auch nicht zu Arbeitsleistungen im Sinne des ASG herangezogen werden kön-
nen, was den denkbaren Personalpool zusätzlich verringert. Weiterhin ist festgelegt, 
dass der Wehr-, Ersatz- und Zivildienst vorrangig zu bedienen ist, so dass das Personal, 
welches in diesen Bereichen seinen Dienst versieht, den Personalpool der für das ASG 
zur Verfügung stehenden Wehrpflichtigen ebenfalls reduziert.16 Die Anzahl der Kriegs-
dienstverweigerer hat dagegen keinen Einfluss auf den Personalpool, da sie zwar nicht 
zum Dienst an der Waffe herangezogen werden, aber weiterhin wehrpflichtig sind und 

──── 
13  § 2 Abs. 1 S. 9 BLG. 
14  § 9 SBGG. 
15  § 8 ZDG. 
16  § 6 ASG. 
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damit als Personalressource im Sinne des ASG zur Verfügung stehen.17 Wie beim Er-
satzdienst ist es aber auch beim Zivildienst am Ende ausschlaggebend, ob es überhaupt 
Strukturen in den Bereichen gibt, in denen Wehrpflichtige ihren Dienst versehen könn-
ten. Schließlich stehen noch all jene nicht zur Verfügung, die vom Wehrdienst zurück-
gestellt,18 unabkömmlich19 oder befreit20 sind. Es erscheint plausibel, dass beispiels-
weise viele Männer, die ehrenamtlich in den Organisationen des Zivilschutzes tätig sind 
(Technisches Hilfswerk – THW; Deutsches Rotes Kreuz – DRK etc.), auch wehrpflich-
tig sind. Hier steht man im Spannungs- und Verteidigungsfall vor der Wahl, sie entweder 
für den Dienst an der Waffe zu verpflichten, womit Defizite in diesen Organisationen 
geschaffen würden, oder sie unabkömmlich zu stellen. 

Die Grundgesamtheit aller wehrdienstfähigen Wehrpflichtigen ist daher Ausgangs-
punkt für eine – wenn auch mit sehr großen Unschärfen behaftete – Betrachtung, wel-
ches Potenzial für Arbeitsleistungen zur Verfügung steht. Hierzu liegen keine belastba-
ren Zahlen vor. Aus Vergangenheitswerten lassen sich allerdings Annahmen ableiten: so 
standen in den Jahren 2004–2014 ca. 44 % der Männer eines Geburtsjahrgangs nicht 
zur Verfügung (4 % nicht gemustert, 33 % aus Tauglichkeitsgründen nicht geeignet, 4 % 
zurückgestellt sowie 3 % Wehrersatzdienst). Bei den noch verbleibenden 56 % kann mit 
einer 50-prozentigen Quote an Kriegsdienstverweigerern gerechnet werden.21 Alle bis-
herigen Erfahrungen beim Eintritt von Konflikten/Kriegen lassen allerdings einen sig-
nifikanten Anstieg der Zahlen an Kriegsdienstverweigerern – auch aus dem Status des 
Reservisten heraus – vermuten.22 Somit ergibt sich zumindest eine Idee, welche Abzüge 
von der Grundgesamtheit vorgenommen werden müssen. 

Allerdings lässt sich aus der Summe der ehemaligen Soldatinnen und Soldaten das 
Potenzial für die Allgemeine Reserve herleiten. Hier geht man von ca. 9,3 Millionen 
aus, die sich aus ca. 1,9 Millionen ehemaligen Soldatinnen und Soldaten auf Zeit/Be-
rufssoldatinnen und Berufssoldaten, 6,4 Millionen ehemaligen Grundwehrdienstleisten-
den sowie ca. 1 Million ehemaligen Freiwillig Wehrdienst Leistenden zusammensetzen. 
Dieses Potenzial sinkt jedoch, weil z. B. durch das Erreichen der Altersgrenze oder zwi-
schenzeitlich aufgetretene gesundheitliche Beeinträchtigungen Abgänge verzeichnet 
werden. Dieses Absinken kann nicht durch den Zugang von weiteren, inzwischen aus-
geschiedenen Soldatinnen und Soldaten kompensiert werden, da deren Anzahl geringer 
ist als der Abgang.23 Die Belastbarkeit der Daten – und damit die Planungssicherheit – 
im Bereich der Dienstleistungsüberwachung wie auch der Beorderung ist deutlich er-
höht: momentan unterliegen ca. 900.000 Personen der Dienstleistungsüberwachung, da-
von sind ca. 41.000 Reservistinnen und Reservisten beordert.24 

Es gibt noch zwei weitere Faktoren, die einen Einfluss auf die Bildung eines poten-
ziellen Personalpools haben: die demografische Entwicklung und die Bereitschaft von 
Menschen, sich ehrenamtlich zu betätigen. Der aktuelle Stand wie auch die projizierten 
──── 
17  § 1 Abs. 1 Satz 2 KDVG. 
18  § 12 WPflG. 
19  § 13 WPflG. 
20  § 5 ASG. 
21  Claus-Richter-Publizistik o. J. 
22  Vgl. die Zahlen zu Beginn des russischen Angriffskrieges (Deutscher Bundestag 2024); für 

frühere Zahlen siehe Claus-Richter-Publizistik o. J. 
23  Peters 2023. 
24  Die Informationen entstammen einem Gespräch mit der Abteilung Personal des Bundesministeri-

ums der Verteidigung am 31. Januar 2024. 
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negativen Entwicklungen in den Alterskohorten der Bevölkerungsstruktur sind hinrei-
chend bekannt.25 Die Auswirkungen sind bereits jetzt sichtbar: das Nichterreichen der 
Soll-Stärke der Bundeswehr wird unter anderem auf die schwierige demografische Ent-
wicklung zurückgeführt.26 Die Organisationen, auf die sich der Katastrophen- und Zi-
vilschutz hauptsächlich stützt, arbeiten in erster Linie mit ehrenamtlichem Personal. 
Personell stützt sich dieses System auf rund 1,7 Millionen, überwiegend ehrenamtliche 
Einsatzkräfte.27 So greift beispielsweise konkret das THW nur auf ca. 2.100 Personen 
im Hauptamt, aber 88.000 Kräfte im Ehrenamt zurück.28 Allerdings gibt die rückläufige 
Bereitschaft, sich gerade in diesen Bereichen zu engagieren, Anlass zur Sorge mit Blick 
auf den notwendigen Personalkörper.29 

Darüber hinaus existiert noch eine weitere wesentliche Schwierigkeit, die aus der 
gegenwärtigen Aussetzung der Wehrpflicht resultiert. Die Wehrpflicht wird zwar auto-
matisch wiedereingesetzt, wenn der Spannungs- oder Verteidigungsfall festgestellt 
wird, dies gilt allerdings nicht für den Bündnisfall. Das ASG ist das einzige der Vor-
sorge- und Sicherstellungsgesetze in Deutschland, welches nicht durch den Bündnisfall 
entsperrt wird.30 Sollte dieser festgestellt werden, aber nicht gleichzeitig auch der Span-
nungs- oder Verteidigungsfall, könnten aktuell die nach dem ASG möglichen Arbeits-
leistungen, z. B. gerade für die verbündeten Streitkräfte, nicht erbracht werden. 

Als Bestandsaufnahme ist festzuhalten, dass der potenzielle Personalpool, der für 
die Sicherstellung von Arbeitsleistungen für die zivile Verteidigung zur Verfügung 
stünde, in seinem Umfang mit hohen Unsicherheiten behaftet ist und sich einer belast-
baren Planbarkeit entzieht. 

5 Die Unerheblichkeit des Geschlechts oder der Nationali-
tät im Zivil- und Katastrophenschutz 

Es ist inzwischen gesellschaftlicher Konsens, dass das Geschlecht bei der Qualität und 
Quantität von Arbeitsleistungen keine Rolle spielt. Das Geschlecht ist folglich für Art, 
Umfang und Qualität der Arbeitsleistungen für die zivile Verteidigung unerheblich. Zu-
dem wird immer stärker betont, dass sich durch Tradition und Gewohnheit gewachsene 
Rollenbilder nicht weiter verfestigen dürfen.31 Dieses veränderte Rollenverständnis hat 
das Bundesverfassungsgericht in seiner Entscheidung zum Feuerwehrdienstrecht auch 
für Frauen aufgegriffen, als es feststellte, dass der Gesetzgeber beim Ausschluss von 
Frauen eine „überkommene gesellschaftliche Anschauung“ in die Begründung hatte 
einfließen lassen.32 Auch der Europäische Gerichtshof hat mit Blick auf die EU-

──── 
25  Statistisches Bundesamt 2023. 
26  Information des Presse- und Informationszentrums des Bundesamts für das Personalmanagement 

der Bundeswehr, via E-Mail am 27. Oktober 2023. 
27  Geier 2021. 
28  Bundesministerium des Innern und für Heimat o. J. 
29  Siehe beispielsweise: Deutscher Städtetag 2021: 5 f.; Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Ka-

tastrophenhilfe 2014; Merkes et al. 2023; Voss 2022. 
30  Erkens 2020: 222. 
31  Siehe beispielsweise Bundeszentrale für Politische Bildung 2022 sowie die Gleichstellungsbe-

richte der Bundesregierung 2011, 2017 und 2021. 
32  BVerfGE 92,91, TZ 69. 
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Richtlinie zur Gleichbehandlung von Männern und Frauen im Berufsleben in seinem 
Urteil dargelegt, dass dieses Gemeinschaftsrecht nur auf die militärische Organisation 
der Streitkräfte keine Anwendung finde.33 Die hier besprochenen Pflichten sind aber 
ausdrücklich Maßnahmen der zivilen Verteidigung. 

Der Gesetzgeber hat auch beim Brandschutz als Teil der zivilen Verteidigung fest-
gelegt, dass nicht nur Männer und Frauen gleichermaßen verpflichtet werden können, 
sondern dass zudem allein der Wohnort – und nicht die Nationalität – ausschlaggebend 
ist.34 Es wird in den entsprechenden Gesetzen von allen gemeindlichen Einwohnerinnen 
und Einwohnern gesprochen.35 

Als Zwischenfazit lässt sich festhalten, dass es keine sachlichen Gründe dafür gibt, 
das Potenzial von Frauen oder Menschen anderer Nationalitäten nicht für die Bildung 
eines Personalpools für alle im Gesetz vorgesehenen Arbeitspflichten für die zivile Ver-
teidigung zu nutzen. Ein erster Blick auf den rechtlichen Rahmen lässt zumindest ver-
muten, dass darüber weitere Potenziale erschlossen werden könnten. 

6 Personalbedarf im Bereich der zivilen Verteidigung 
Da der Bedarf an Wehrpflichtigen für die Streitkräfte im Rahmen der Landes- und 
Bündnisverteidigung vorrangig bedient werden muss, muss zunächst einmal dessen 
Umfang ermittelt werden.36 Im Anschluss erschließt sich wesentlich genauer, wieviel 
Personal für die zivile Verteidigung zur Verfügung stehen wird. Zu den vorrangig zu 
bedienenden Diensten gehören zudem noch der Ersatzdienst im Zivilschutz und der Zi-
vildienst, weswegen auch diese Bedarfsgrößen eine wichtige Rolle spielen. Allerdings 
bezieht sich dies nur auf den Fall der Verpflichtung für beispielsweise den Ersatzdienst 
beim THW, nicht jedoch auf eine ehrenamtliche Tätigkeit.37 Das Bundesministerium 
der Verteidigung hat zwar mit Schreiben vom September 2021 die Bereiche definiert, 
in denen von einer Grundbeorderung abgesehen werden soll, wozu u. a. auch die ehren-
amtliche Tätigkeit beim THW gehört. Allerdings bezieht sich diese Aussetzung der 
Grundbeorderung lediglich auf einen Zeitraum von sechs Jahren.38 Diese Bedarfsgrößen 
müssten daher an die Notwendigkeiten, die sich aus einem Spannungs- oder Verteidi-
gungsfall ergeben, angepasst werden. Sie müssten demnach gerade im Bevölkerungs-
schutz auch eine Aufwuchs- und Ersatzplanung umfassen. 

Durch den Ersatz- und Zivildienst kommt es zu einer teilweisen Überschneidung 
mit den Organisationen innerhalb des Anwendungsbereichs von § 4 ASG (z. B. durch 
den Ersatzdienst beim THW für den Zivilschutz oder durch den Zivildienst im Gesund-
heits-/Pflegesektor), weil damit auch Aufgaben im Bereich der zivilen Verteidigung 
übernommen werden. Dies gilt allerdings nur vor der bereits getätigten Prämisse, dass 
auch entsprechende Strukturen oder Heranziehungen in den Bereichen des Ersatz- oder 
Zivildienstes existieren. Ein gewisses Maß an Überschneidung ist auch dann 

──── 
33  EuGH Urt. v. 11.03.2003, Az.: C-186/01. 
34  Vgl. dazu: Walus 2013: Kap. 2.1.2. Feuerwehrdienstverpflichtungen. 
35  Siehe dazu stellvertretend für die Gesetzgebung der Länder: § 14 Abs. 2 Gesetz über den Brand-

schutz, die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz des Landes Nordrhein-Westfalen. 
36  § 6 ASG. 
37  Ebenda. 
38  Erlass BMVg P II 5 2021. 
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anzutreffen, wenn es Zurückstellungen nach § 12 Abs. 7 WPflG gibt, die Unternehmen 
und Organisationen betreffen, welche sich im § 4 ASG wiederfinden. Ein weiteres Bei-
spiel findet sich mit Blick auf den (Mehr-)Bedarf im Heilwesen als einen weiteren An-
wendungsbereich des ASG: Personen, bei denen der Befreiungsgrund „Pflege hilfsbe-
dürftiger Angehöriger oder anderer hilfsbedürftiger Personen aus rechtlicher oder sittli-
cher Verpflichtung“39 zutrifft, decken einen potenziellen Pflegebedarf ja ab. 

Es ist fundamental, dass alle weiteren Organisationen und Unternehmen des An-
wendungsbereichs von § 4 ASG – also über den Zivilschutz und Gesundheitssektor hin-
aus – ihren personellen Bedarf feststellen, damit auf Grundlage einer umfassenden Per-
sonalbedarfsplanung oder zumindest fundierten Schätzung für die Gesamtverteidigung 
ausreichend Personal ausgewählt und bereitgestellt werden könnte. Diese Planung muss 
einerseits in Betracht ziehen, dass Personal für den militärischen Dienst abgezogen 
wird, andererseits aber auch einen potenziellen Mehrbedarf, z. B. durch veränderte Pro-
duktionsmengen und -zyklen, berücksichtigen. 

Es existieren aber folgende Schwierigkeiten: Einerseits stammt die Festlegung, was 
alles zum Anwendungsbereich des § 4 ASG zählt, aus dem Jahre 1968. Seitdem hat sich 
die Arbeitswelt grundlegend verändert, so dass eine Überprüfung mit gegebenenfalls 
notwendiger Anpassung angezeigt ist. Die jüngsten Erfahrungen aus der COVID-19-
Pandemie führen beispielsweise zu der Frage, wie ein Gesundheitsvorsorge- und -si-
cherstellungsgesetz aussehen könnte – mit möglichen Implikationen für einen veränder-
ten Personalbedarf im Gesundheits- und Pflegesektor. Ferner zeigt der Ukraine-Krieg 
die herausragende Bedeutung der Rüstungsindustrie, wobei diese Industrie aktuell nicht 
Bestandteil des Anwendungsbereichs des ASG ist.40 Auch weitere, an sich für die Ver-
teidigung relevante Branchen wie z. B. Metallbau oder Elektroindustrie müssten auf 
ihre notwendige Einbeziehung in den Anwendungsbereich des ASG hin überprüft wer-
den. Selbst bei den bereits im ASG aufgeführten Anwendungsbereichen ist damit zu 
rechnen, dass es zu veränderten Produktionszyklen mit einem entsprechenden Anstieg 
beim – qualifizierten – Personalbedarf kommt; beispielsweise durch die Umstellung auf 
einen Rund-um-die-Uhr-Schichtbetrieb, Ausweitung der Produktionsmengen, Verkür-
zung der Produktionszyklen etc. 

Außerdem kam es in den letzten Jahren wiederholt zu Angriffen gegen Einrichtun-
gen der Kritischen Infrastruktur (KRITIS). Der Ukraine-Krieg zeigt, dass gezielt Anla-
gen der Kritischen Infrastruktur angegriffen werden, was zu entsprechenden Verlusten 
auch beim Zivilpersonal (Techniker in den Kraftwerken, Personal bei der Bahn etc.) 
führt.41 Zusätzlich machen die gezielten Angriffe auf die zivile Infrastruktur (Wohnhäu-
ser etc.) deutlich, dass es zu einem deutlich höheren personellen Bedarf im Bereich des 
Brandschutzes und der Katastrophenhilfe kommt. Eine weitere Erkenntnis aus dem 
Krieg ist, dass eine Personalbedarfsplanung neben der Deckung eines Mehrbedarfs in 
Abhängigkeit der Art der Kriegsführung auch den Ausgleich von Verlusten berücksich-
tigen muss. 

Zudem ergibt sich ein weiteres Problem daraus, dass den Organisationen und Un-
ternehmen des Anwendungsbereichs des § 4 ASG lediglich empfohlen wird, eine 
──── 
39  § 5 ASG. 
40  Siehe dazu beispielsweise den US-amerikanischen „Defense Production Act“ oder die aktuellen 

Diskussionen in der Europäischen Union rund um die geplante „Europäische Strategie für die 
Verteidigungsindustrie“. 

41  Siehe beispielsweise Railway Supply 2023; Weltgesundheitsorganisation 2024. 
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Personalbedarfsplanung durchzuführen (§ 1 Abs. 1 der „Verordnung über die Feststel-
lung und Deckung des Arbeitskräftebedarfs nach dem ASG“/ArbSV). In diesem Zusam-
menhang findet sich auch im aktuellen Entwurf eines KRITIS-Dachgesetzes42 kein Hin-
weis darauf, dass eine nicht vorhandene Personalbedarfsplanung oder gar nicht ausrei-
chend vorhandenes Personal Risiken darstellen könnten und Bestandteil des Berichts-
wesens oder eines Resilienzplans sein müssen. Auch ohne eine äußere Bedrohung ist es 
bereits zu kritischen Situationen in der Grundversorgung der Bevölkerung gekommen. 
So konnten beispielsweise im Sommer 2023 Reservekraftwerke nur unzureichend mit 
Kohle beliefert werden, weil der durch das Niedrigwasser in deutschen Flüssen notwen-
dig gewordene erhöhte Transportbedarf mit Schiffen u. a. wegen Personalmangels nicht 
durchgeführt werden konnte.43 Die Folge des Empfehlungscharakters wäre gegebenen-
falls eine zeitlich verspätete oder gar lückenhafte Personalbedarfsplanung der zivilen 
Verteidigung. Der in Friedenszeiten funktionierende Ausgleich zwischen Angebot und 
Nachfrage am Arbeitsmarkt wird in Kriegszeiten nicht mehr automatisch und selbst-
regulierend erfolgen, sondern gesteuert herbeigeführt werden müssen.44 

Der Anwendungsbereich des § 4 ASG beinhaltet auch die Unterstützung der ver-
bündeten Streitkräfte.45 Die Rolle Deutschlands als Drehscheibe im „Reinforcement and 
Sustainment Network“ der NATO – also dem Netzwerk für den Transport von Personal, 
Material und Nachschub – führt dazu, dass es einen hohen potenziellen Bedarf auch 
seitens der Verbündeten geben wird. Hier bedarf es eines intensiven vorausschauenden 
Dialogs, um eine solide Personalplanung erstellen zu können. Allerdings ist das Thema 
Personalaufwuchs nicht Bestandteil der aktuellen Übungsszenarien, wie z. B. bei der 
militärischen Übung „Quadriga 2024“. Auf die Problematik im Bereich der Personal-
gestellung für diese Arbeitsleistungen für den Fall, dass der Bündnisfall ohne die gleich-
zeitige Feststellung des Spannungs- oder Verteidigungsfalls erfolgen würde, wurde be-
reits hingewiesen. 

Als weiteres Zwischenfazit ist somit zu konstatieren: Die Personalbedarfsplanung 
im Bereich der zivilen Verteidigung ist im Falle einer Landes- und Bündnisverteidigung 
mit ausgesprochen hohen Unsicherheiten und damit einer nicht ausreichenden Planbar-
keit behaftet. 

7 Qualitative Dimension der Personalbedarfsdeckung 
Neben der quantitativen Dimension einer Personalbedarfsplanung wird es auch darauf 
ankommen, dass Qualifikationen und Berufserfahrungen der dann zu verpflichtenden 
Arbeitskräfte zum gemeldeten Bedarf der Arbeitsstellen passen. Das Gesetz verlangt 
eine Verpflichtung lediglich in zumutbare Arbeitsverhältnisse, wobei die Zumutbarkeit 
über Faktoren wie Ausbildung, berufliche Tätigkeit, körperliche und geistige Fähigkei-
ten sowie soziale und wirtschaftliche Verhältnisse definiert ist.46 

Bei der Verpflichtung zu Arbeitsleistungen muss zudem eine Reihenfolge beachtet 
werden: Es greifen zunächst die Vorbehaltsprüfungen bei gewünschten Entlassungen, 
──── 
42  Bundesministerium des Innern und für Heimat 2023. 
43  Siehe dazu: WDR 2022, Köhler 2014 und Arab 2018. 
44  Sor 2024; International Labour Organisation 2022. 
45  § 4 Abs. 1 lit. 1 ASG. 
46  § 12 Abs. 1 ASG. 
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danach würde auf eine Freiwilligkeit abgestellt, danach würde auf die Gruppe der Nicht-
erwerbstätigen und letztendlich auf Beschäftigte in Unternehmen und Organisationen, 
die nicht zum Anwendungsbereichs des § 4 ASG gehören, zurückgegriffen.47 Der Vor-
behalt bei Kündigungen würde ein Abschmelzen der aktuellen Beschäftigtenzahlen 
zwar verhindern, aber keinen Aufwuchs ermöglichen. Bei einer Freiwilligkeit in Kriegs-
zeiten muss zumindest einkalkuliert werden, dass damit der Bedarf nicht gedeckt wer-
den kann. Bei dem Rückgriff auf die Nichterwerbstätigen ist zu bedenken, dass es bei 
der aktuellen Arbeitsmarktlage mit einem branchen- und bundesweiten Fachkräfteman-
gel im Bestand der Arbeitslosen so gut wie kein qualifiziertes Personal mehr gibt, wel-
ches verpflichtet werden könnte.48 Ein zusätzlicher Bedarf im Anwendungsbereich des 
§ 4 ASG würde daher wahrscheinlich nicht über die Gruppe der Nichterwerbstätigen 
gedeckt werden können. Damit müsste es zu einem Rückgriff auf bereits beschäftigte 
wehrpflichtige Kräfte in den Branchen außerhalb des Anwendungsbereichs von § 4 
ASG kommen. Bei der Verpflichtung dieser Erwerbstätigen soll beachtet werden, dass 
eine Verpflichtung den Arbeitsablauf in den betroffenen Betrieben/Dienststellen sowie 
die Belange der Betroffenen geringstmöglich beeinträchtigt.49 Aber losgelöst von der 
Frage, wie die mit der Umsetzung betraute Bundesagentur für Arbeit (BA) eine solche 
Beurteilung überhaupt durchführen kann, ist anzunehmen, dass die Verwerfungen in den 
betroffenen Beschäftigungsstellen umso höher sind, je geringer die Möglichkeiten der 
Personalauswahl aus dem möglichen Bestand der zu verpflichtenden Personen ist. Zu-
dem muss beachtet werden, dass ein solches Verfahren noch nie erprobt wurde. 
Hieraus ergibt sich als weitere Erkenntnis, dass die Bedarfsdeckung durch die Notwen-
digkeit der Beachtung von beruflichen Qualifikationen noch komplexer und anspruchs-
voller wird. 

8 Prozessuale Betrachtungen bei der Bedarfsfeststellung 
und -deckung 

Die Vorrangigkeit der Bedarfsdeckung in der militärischen Verteidigung führt dazu, 
dass aus dem Pool aller Wehrpflichtigen nur noch solche für die Leistungserfüllung des 
ASG herangezogen werden können, die in der militärischen Bedarfsplanung sowie im 
Ersatz- und Zivildienst keine Verwendung gefunden haben. Unter Berücksichtigung ei-
ner Aufwuchs- und Ersatzplanung stellt sich nicht nur die Frage, ob es ausreichend 
quantitative und qualitative Potenziale zur Bedarfsdeckung für die zivile Verteidigung 
gibt. Darüber hinaus ist es relevant, wie der Prozess der Übermittlung dieser Daten ge-
genüber der BA erfolgen soll. Die Wehrpflichtigen müssen sich nach Aufforderung bei 
der BA melden oder vorstellen.50 Eine spezifische Aussage, wie die BA Kenntnis über 
die Wehrpflichtigen erlangt bzw. wer sie zur Meldung/Vorstellung auffordert, ist weder 
im Gesetz noch in der Verordnung zu finden. 

Im Prinzip wären zwei Modelle denkbar: Die Bundeswehr würde aus den ihr zur 
Verfügung stehenden Datensätzen aller Wehrpflichtigen diejenigen herausnehmen, die 

──── 
47  §§ 4–6 ArbSV. 
48  Vgl. dazu: Bundesagentur für Arbeit o. J.a und Statista o. J. 
49  § 6 Abs. 2 ArbSV. 
50  § 25 Abs. 1 ASG. 
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gesundheitlich untauglich bzw. militärisch oder in den anderen Diensten verplant sind. 
Der Rest an Datensätzen würde der BA für die weiteren Prozesse des ASG übermittelt. 
Andererseits wäre es auch vorstellbar, dass die BA Zugriff auf den gleichen, noch un-
gefilterten Gesamtdatenbestand der Bundeswehr bekommen würde. Die BA müsste 
diese Filterung dann selbst vornehmen. Aus ökonomischer Perspektive einer Prozessop-
timierung sollte die Sortierung allerdings bei der Bundeswehr erfolgen. Sie muss zuerst 
und primär prüfen, ob eine Wehrdiensttauglichkeit weiter vorliegt, ob ggf. eine alterna-
tive Dienstverpflichtung existiert und wer letztendlich zum Dienst an der Waffe aus dem 
Pool der Reservisten herangezogen wird. Auf Grundlage der dann noch vorhandenen 
Datensätze kann die BA deutlich schneller einen Abgleich herbeiführen, wer davon bei-
spielsweise in ihrem Bestand der Nichterwerbstätigen registriert ist. 

Für die weitere Durchführung eines gesteuerten Ausgleichs zwischen Personalbe-
darf und dem potenziell zur Verfügung stehenden Personal sind weiterhin bestimmte 
Voraussetzungen für die mit der Umsetzung verpflichtete BA hilfreich und notwendig, 
wobei die Angebots- und Nachfrageseite gleichermaßen betrachtet werden müssen. Für 
die Durchführung einer Erfassung eines potenziellen Mehrbedarfs an Stellen sind bei 
der BA die entsprechenden Erfassungsmasken vorhanden, das Personal ist geschult und 
die Prozesse sind eingeübt. All diese Aspekte sind bei der Erfassung der Angebotsseite 
genauso vorhanden. Allerdings sieht das Bild bezüglich der beiden potenziellen Quel-
len, aus denen das Personal für die Verpflichtung gewonnen werden könnte (Nichter-
werbstätige und Beschäftigte in Branchen außerhalb des Anwendungsbereichs von § 4 
ASG), differenzierter aus. Die Nichterwerbstätigen sind mit den für den qualitativen 
Ausgleich erforderlichen Informationen bei der BA umfassend registriert, es fehlt ledig-
lich noch die Information, ob eine Wehrpflicht – und damit eine Verwendungsmöglich-
keit im Bereich des ASG – vorliegt. Personalisierte Profile von Erwerbstätigen stehen 
der BA aktuell für ihre Prozesse jedoch nicht zur Verfügung. Die BA erstellt zwar eine 
Beschäftigungsstatistik auf Grundlage der Meldungen der Arbeitgeber bei Aufnahme 
von Beschäftigungsverhältnissen.51 Die Rechtslage erlaubt momentan allerdings nur die 
aggregierte Verarbeitung dieser Daten. Für eine effektive und effiziente Gestaltung der 
Prozesse müsste jedoch nicht nur die Information vorliegen, ob die Personen wehr-
pflichtig sind, sondern es müssen gleichfalls personalisierte biografische Daten (Berufs-
erfahrung, Ausbildungsabschlüsse, Zusatzqualifikationen) erfasst sein. Denn die BA hat 
die Pflicht, nur in zumutbare Arbeitsverhältnisse zu verpflichten, wofür u. a. Ausbil-
dung, berufliche Tätigkeit etc. zu berücksichtigen sind.52 Zudem soll ein Ausgleich in 
der Form erfolgen, dass die benötigten Qualifikationen und Berufserfahrungen mög-
lichst optimal zwischen Stelle und Arbeitskraft passen. Es ist kritisch zu prüfen, ob der 
für den Rückgriff auf die Erwerbstätigen aus Branchen außerhalb des Anwendungsbe-
reichs von § 4 ASG notwendige Erfassungsprozess geeignet ist, die zwingend erforder-
liche Vollständig- und Schnelligkeit zu erreichen. 

Als letztes Zwischenfazit folgt hieraus, dass der Abgleich, wer von den Nichter-
werbstätigen wie auch den Beschäftigten wehrpflichtig ist, einer Regelung bedarf. Dies 
gilt natürlich nur für den Fall, dass es keine Änderungen beim jetzigen Status quo be-
züglich des Rückgriffs allein auf Wehrpflichtige geben wird. Zusätzlich ist zu prüfen, 

──── 
51  Siehe dazu die methodischen Hinweise zum Thema Beschäftigung auf der Website der Bunde-

sagentur für Arbeit (Bundesagentur für Arbeit o. J.b). 
52  § 12 ASG. 
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ob im Bereich einer schnellen und ausreichenden Bereitstellung biografischer Daten 
von Beschäftigten noch Handlungsbedarf besteht. 

9 Fazit und Handlungsempfehlungen 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass das aktuell für die zivile Verteidigung zur Ver-
fügung stehende potenzielle Personal in seinem Umfang nicht präzise bestimmt werden 
kann. Die tatsächliche Abkömmlichkeit der zur Verfügung stehenden Personengruppen 
ist zudem noch eher limitiert. Es ist ferner problematisch, dass der Personalbedarf 
ebenso unsicher bestimmt werden kann, er jedoch voraussichtlich eine deutliche Stei-
gerung im Vergleich zu Friedenszeiten erfahren wird. Es zeigen sich also gegenläufige 
problematische Entwicklungen auf der Angebots- und Nachfrageseite. Die Problematik 
verstärkt sich zudem noch, weil nicht allein ein quantitativer Ausgleich zwischen An-
gebot und Nachfrage ausreicht, sondern vor allem eine qualitative Deckung von zur 
Verfügung stehenden Qualifikationen/Spezialisierungen/Berufserfahrungen mit dem 
aufgabenspezifischen Bedarf erfolgen muss. Es handelt sich hier um ein Problem, wel-
ches nicht nur in planerischer Hinsicht relevant ist, sondern vor allem auch im prakti-
schen Prozess der Zuteilung von Personen aus dem Angebotspool auf den Bedarf der 
nachgefragten Arbeitsstellen. 

In der Ökonomie wird Situationen hoher Bedarfsschwankungen oder unsicherer 
Bedarfsplanungen mit der Bildung eines quantitativ wie qualitativ umfassenderen Be-
standes begegnet. Damit eröffnen sich grundlegende Puffer mit Blick auf Zeit und Be-
stand: Zum einen kann die Zeit zwischen der Anzeige des Bedarfs und der tatsächlichen 
Deckung verkürzt werden. Zum anderen wird eine deutlich größere Reserve geschaffen, 
die auch einen unerwarteten Bedarf – in der Summe oder in einzelnen Anwendungsbe-
reichen – ausreichend bedienen kann.  

Aus diesem Grund müssen Grundlagen geschaffen werden, um mit der Schaffung 
eines möglichst großen Personalpools eine größtmögliche Auswahl bei der konkreten 
Zuweisung von Personal zu haben. Aktuell existierende Restriktionen für den Aufbau 
eines umfassenderen Potenzials sind durch die Festlegung auf die Wehrpflichtigen iden-
tifiziert worden: Geschlecht, Nationalität und Tauglichkeit. Das Geschlecht ist dabei für 
die Durchführung des überwiegenden Teils von Arbeitsleistungen, wie sie im ASG de-
finiert sind, kein Merkmal für eine unterschiedliche Qualität und Quantität im Ergebnis. 
Auch die Nationalität ist eine Restriktion, die für die Erledigung der Arbeitsleistungen 
in der überwiegenden Anzahl der Tätigkeiten unerheblich ist. Die Wehrdiensttauglich-
keit fällt insofern ins Gewicht, dass Wehrpflichtige, die nicht wehrfähig sind, auch zu 
keinem anderen Dienst mehr herangezogen werden können. Ausschlaggebend sollte 
aber sein, ob eine Person in der Lage ist, die Tätigkeiten innerhalb des Anwendungsbe-
reichs des § 4 ASG körperlich und geistig auszuüben. Eine aus militärischer Sicht er-
folgte Abwägung der Leistungsfähigkeit, die ggf. in eine Wehrdienstuntauglichkeit 
mündet, bedeutet schließlich nicht zwangsläufig auch eine Berufsunfähigkeit in den An-
wendungsbereichen des ASG. 

Insgesamt ergeben sich folgende Empfehlungen für eine zeitgemäße und sachge-
rechte Anpassung des ASG: 

 



 
 

Die Wehrpflicht muss weg – im Arbeitssicherstellungsgesetz! – 13 

 
 statement 3/2024 

1. Auf das Merkmal der Wehrpflicht muss bei der Heranziehung zu Arbeitspflich-
ten in den Anwendungsbereichen des ASG verzichtet werden. Damit könnte ein 
denkbar maximales Potenzial beim Personalangebot, eine möglichst geringe 
Störung von Arbeitsprozessen in den Unternehmen und eine möglichst große 
Flexibilität bei der qualitativ notwendigen Personalzuweisung erreicht werden. 
Dies bedarf allerdings einer weiteren juristischen Prüfung, wie eine solche Än-
derung herbeizuführen wäre – inklusive der Notwendigkeit einer grundgesetz-
lichen Änderung. 

2. Das ASG muss auch im Bündnisfall greifen. Ein Verlassen darauf, dass mit 
einem Bündnisfall gleichzeitig auch ein Spannungsfall ausgerufen wird, er-
scheint zu unsicher. Gerade in der Drehscheibenfunktion Deutschlands könnte 
das ASG eine wichtige Bedeutung bekommen. Bei Wegfall der Festlegung auf 
die Wehrpflichtigen im ASG könnte auch dem Umstand begegnet werden, dass 
im Bündnisfall gerade nicht das Wehrpflichtgesetz entsperrt wird. Auch hier 
müsste eine weitere juristische Prüfung angeschlossen werden.  

3. Der Anwendungsbereich des § 4 ASG muss aktualisiert werden, um alle kriti-
schen und verteidigungsrelevanten Bereiche zu ergänzen.  

4. Die Bedarfsplanung in den Anwendungsbereichen des § 4 ASG muss von ei-
nem Empfehlungscharakter auf eine Verpflichtung umgestellt werden. Diese 
Bedarfsplanung sollte zumindest auch die Ersatzdienste und die verteidigungs-
relevanten Zivildienste umfassen. 

5. Für eine möglichst schnelle und passgenaue Deckung des Bedarfs müssen die 
relevanten personalisierten biografischen Daten für das gesamte Potenzial voll-
ständig vorliegen. Die bereits bei den Nichterwerbstätigen vorhandenen Daten 
müssen im gleichen Maße für die Erwerbstätigen vorliegen. 

6. Schließlich müssen alle Regelungen und Verfahrensschritte des ASG regelmä-
ßig praktisch geübt werden. Die Verfahren und IT-technischen Voraussetzun-
gen sind auf Seiten der BA vorhanden und werden im Regelbetrieb auch be-
herrscht. Aber die Verfahrensschritte im Bereich des ASG sind derart komplex 
und vom Alltagsgeschäft abweichend, dass eine rein theoretische Abbildung 
bzw. Schulung, gerade in der Zusammenarbeit mit Strukturen im Zuständig-
keitsbereich des Bundesverteidigungs- und auch Bundesinnenministeriums, 
nicht ausreichen wird. Es handelt sich hier zudem um Situationen der Personal-
bedarfsdeckung, die im Spannungs- oder Verteidigungsfall funktionieren müs-
sen. Hier verbietet sich die Spekulation, dass ausreichendes Personal „wohl 
schon zur Verfügung stehen wird“. Was im Frieden nicht eingeübt und belastbar 
als „funktionierend“ getestet wird, kann im Spannungs- oder Verteidigungsfall 
nur noch schwerlich überprüft und vor allem zeit- und lagegerecht angepasst 
werden. 
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Verwendete Abkürzungen und Gesetzestexte 
ArbSV: Verordnung über die Feststellung und Deckung des Arbeitskräftebe-

darfs nach dem Arbeitssicherstellungsgesetz (Arbeitssicherstellungs-
verordnung) vom 30. Mai 1989 (BGBl. I S. 1071), zuletzt geändert 
durch Artikel 11 des Gesetzes vom 19. November 2004 (BGBl. I S. 
2902) 

ASG:   Gesetz zur Sicherstellung von Arbeitsleistungen für Zwecke der Ver-
teidigung einschließlich des Schutzes der Zivilbevölkerung (Arbeits-
sicherstellungsgesetz) vom 09. Juli 1968 (BGBl. I S. 787), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 41 des Gesetzes vom 23. Juni 2021 (BGBl. 1858) 

BA: Bundesagentur für Arbeit 

BHKG NRW: Gesetz über den Brandschutz, die Hilfeleistung und den Katastro-
phenschutz des Landes Nordrhein-Westfalen vom 17. Dezember 2015 
(GV. NRW, S. 886) 

BLG: Bundesleistungsgesetz vom (BGBl. III, S. 54-1), zuletzt geändert 
durch Artikel 27 des Gesetzes vom 23. Juni 2021 (BGBl. I S. 1858) 

BVerfGE: Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts 

KDVG: Kriegsdienstverweigerungsgesetz 

NSS: Nationale Sicherheitsstrategie 2023 

RRGV: Rahmenrichtlinien für die Gesamtverteidigung, Bonn Januar 1989 
(Bundesministerium des Innern) 

SBGG: Gesetz über die Selbstbestimmung in Bezug auf den Geschlechtsein-
trag 

VPR: Bundesministerium der Verteidigung (2023): Verteidigungspolitische 
Richtlinien, Berlin 

WPflG: Wehrpflichtgesetz vom 15. August 2011 (BGBl. I S. 1730), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 392) 

ZDG: Gesetz über den Zivildienst der Kriegsdienstverweigerer (Zivildienst-
gesetz) vom 17. Mai 2005 (BGBl. I S. 1346), zuletzt geändert durch 
Artikel 7 des Gesetzes vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2652) 
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